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Seit zwei Jahren leitet Volker
Braig (Foto:
Andreas
Gruber) die
Bad Saulgauer
St.-Johannes-
Chorknaben.
Der Musik-
lehrer mit

einem abgeschlossenem Studi-
um der Schul- und Kirchenmusik
(A-Examen) setzte beim Jahres-
konzert einen neuen Akzent in
der Chorgeschichte. Er wagte
ein großes Konzert zusammen
mit dem Streichorchester der
Musikschule in Bad Saulgau,
eine Rolle, die bislang Profimusi-
ker spielten. Die Musiker reüs-
sierten unter anderem mit der
Schubert-Messe in G-Dur. (rum)

Kopf des Tages

INZIGKOFEN (sz) - Das Jahreskonzert der Musikkapelle Inzigkofen ist
gleichzeitig eine Veranstaltung zum 90-jährigen Bestehen der Kapelle und
findet am Samstag, 19. November, um 20 Uhr in der Römerhalle statt. In das
Konzert ist auch der gemeinsame Auftritt der Musikkapelle mit den Kin-
dern der Grundschule integriert, die gerade ein Schattenspiel vorbereiten.
Die Musikkapelle verlangt keinen Eintritt, Spenden für die Jugendarbeit
sind aber gern gesehen. 
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Kinder zeigen ein Schattenspiel
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STUTTGART - Die Landesregierung
drückt bei der Suche nach Alternati-
ven für die von der Schließung der
Bundeswehrstandorte betroffenen
Regionen aufs Tempo. Noch in die-
sem Jahr sollen nach Informationen
der „Schwäbischen Zeitung“ die da-
für zuständigen Behörden, Vertreter
der Kommunen und des Bundesver-
teidigungsministeriums in Stuttgart
das Vorgehen miteinander abstim-
men. Auf SZ-Anfrage bestätigte Ale-
xander Bonde (Grüne), das von ihm
geführte Ministerium für den ländli-
chen Raum sei bei der Koordination
federführend: „Ich komme gerne
dem Auftrag des Ministerpräsident-
en nach, den schwierigen Prozess
der Konversion freiwerdender Flä-
chen der Bundeswehr im Land zu ko-
ordinieren.“ Sein Ministerium sei
„aufgrund der anstehenden struktur-
politischen Aufgaben in der Fläche
besonders stark gefragt“. Eine enge
Zusammenarbeit ist insbesondere
mit dem Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium erforderlich. Auch mit
dem Umwelt-, Innen- und Sozialmi-
nisterium gibt es großen Abstim-
mungsbedarf.

Noch hat die Bundeswehr keinen
Zeitplan vorgelegt, wann sie sich
exakt aus welchem Standort zurück-
ziehen wird. Komplett geschlossen im
Land werden die Kasernen in Sigma-
ringen, Immendingen, Mengen/Ho-
hentengen und Hardheim (Neckar-
Odenwald-Kreis). Stark reduziert
wird unter anderem der Standort in
Ellwangen auf der Ostalb. „Freud und
Leid für das Land“ machte Minister-
präsident Winfried Kretschmann En-
de Oktober aus, nachdem Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière
sein Reformkonzept vorgelegt hatte.
Die Schließung der Stauffenberg-Ka-
serne in Sigmaringen bezeichnete er
als „wirklich dramatisch“. Er kennt die

Lage vor Ort genau, weil er in Laiz bei
Sigmaringen wohnt.

Neu ist die Herausforderung im
Land, Bundeswehrareale abzulösen
und für eine zivile Nutzung zu er-
schließen, nicht. Zudem, das zeigen
die Erfahrungen, liegen in der „Kon-
version“ der Kasernen und Übungs-
plätze durchaus Chancen für die Ge-
meinden. Doch bei der Umwandlung
müssen Land und Kommunen auch
Geld in die Hand nehmen. Aus dem
Verteidigungsetat erhalten die Be-
troffenen definitiv keine Mittel. Kon-
krete Angaben über das langfristig
erforderliche finanzielle Engage-
ment des Landes seien noch nicht
möglich, hieß es gestern. Derzeit gibt
das Land jährlich 50 Millionen für
Strukturentwicklung im ländlichen

Raum aus. Hilfe könnte auch aus den
dem Land zustehenden EU-Töpfen
für die Regionalentwicklung geleis-
tet werden. Genau darüber stehen
für die Zeit nach 2013 Verhandlungen
mit Brüssel an. Global Hilfen in Aus-
sicht gestellt hat zudem das von Pe-
ter Ramsauer (CSU) geführte Bun-
desverkehrsministerium. Ein wichti-
ger Punkt werden wieder faire Preise
für die frei werdenden Flächen sein.
Große Reibereien erwartet das Stutt-
garter Ministerium aber nicht.

Bondes Ministerium sieht sich in
der Startphase vor allem in der Rolle
des Ratgebers und des Koordinators.
Der „große Erfahrungsschatz“ im
Haus erleichtere die Vorarbeiten.
Bondes Mitarbeiter erwarten aller-
dings von den Kommunen nicht nur

Forderungen nach finanzieller Un-
terstützung. „Jetzt sind Ideen ge-
fragt. Die Gemeinden müssen defi-
nieren, wo sich das Land einbringen
kann, insbesondere auf der politi-
schen Ebene“, hieß es gestern im Mi-
nisterium. Bonde, der bis zum Regie-
rungswechsel im Südwesten haus-
haltspolitischer Sprecher der Grü-
nen im Bundestag mit dem
Schwerpunkt Verteidigungsetat war,
will deshalb seine guten Kontakte
nach Berlin ins Spiel bringen.

Vor Ort laufen ebenfalls erste Pla-
nungen an. So wurde gestern in Ell-
wangen ein „Lenkungsausschuss
Konversion“ gegründet. Zudem er-
hält die Stadtverwaltung einen Kon-
versionsbeauftragten. Ellwangen
und Sigmaringen gelten als beson-
ders große Herausforderung bei der
Suche nach einem Ersatz für die Bun-
deswehr. Beide Städte hoffen auf
Neuansiedlungen von kleinen und
mittleren Betrieben. Anders als in
früher von Schließungen betroffe-
nen Regionen dürfte der Bedarf an
zusätzlichem Wohnraum aufgrund
der demografischen Entwicklung
und des ländlich geprägten Umfelds
begrenzt sein. Fein heraus ist voraus-
sichtlich der bisherige Standort Im-
mendingen. Der Automobilbauer
Daimler plant dort eine Teststrecke.

Im federführenden Stuttgarter
Ministerium wird zudem darauf hin-
gewiesen, dass es „von der Verlaut-
barung bis zum Abzug des letzten
Soldaten“ einige Jahre dauern werde.
Noch jetzt sind nicht alle Projekte
der letzten Bundeswehrreform abge-
schlossen. Aber: „Wir dürfen keine
Zeit verlieren.“ Auch deswegen lädt
das Land noch in diesem Jahr zum
ersten Koordinationstreffen ein.

Die Stauffenberg-Kaserne in Sigmaringen. Sie gehört zu jenen Standorten, die im Zuge der Bundeswehrreform geschlossen werden. FOTO: DAPD

Ideensuche für Standorte beginnt
Land koordiniert Planungen für die von der Bundeswehrreform betroffenen Regionen

Von Herbert Beck
●

Das Themendossier zum Umbau
der Bundeswehr: 
schwäbische.de/standorte

STUTTGART - Ein bisschen erinnert
es an Wahlkampf, ein bisschen an die
Schlichtung zu Stuttgart 21: Einen öf-
fentlichen „Faktencheck“ zur Ge-
meinschaftsschule bietet die CDU-
Fraktion im Landtag der Landesregie-
rung an. Vertreter beider Lager sollen
sich bei einer Veranstaltung im Fe-
bruar oder März austauschen und für
ihre Konzepte werben. Das Angebot
präsentierte der CDU-Fraktionsvor-
sitzende Peter Hauk gestern auf einer
Pressekonferenz in Stuttgart. Der ent-
sprechende Brief an Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann trägt das
Datum vom Dienstag.

Laut Hauk „liegt bis heute kein
Konzept für die Gemeinschaftsschule
vor“. Es seien noch viele Fragen offen.
Grundsätzlich treffen nach Hauks
Aussage in der Bildungspolitik „zwei
Ideologien aufeinander“. Die CDU
spricht sich für ein mehrgliedriges
Schulsystem aus. Moderiert werden
soll der Faktencheck von einem „re-

nommierten Bildungsforscher“, wie
Georg Wacker, bildungspolitischer
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion,
erklärte. Er verwies auch darauf, dass
man „im Parlament nur begrenzt die
Möglichkeit hat, die Bürgerschaft ein-
zubinden“. Mit der Einladung will die
CDU nach Aussage Wackers einen
„wesentlichen Beitrag zur Versachli-
chung“ der Debatte leisten.

Bildungsministerin Gabriele War-
minski-Leitheußer (SPD) sagte dazu:
„Die CDU übersieht die vielen Veran-
staltungen, in denen ich selbst, Staats-
sekretär Mentrup sowie die Stabsstel-
le seit Monaten im ganzen Land mit
großem Erfolg alle Fragen der Ge-
meinschaftsschule diskutieren.“ Die
weitere Diskussion werde im Parla-
ment und in der Anhörung geführt,
wenn in den nächsten Wochen der
Gesetzentwurf zur Gemeinschafts-
schule in den Landtag komme. Uli
Sckerl, stellvertretender Fraktions-
vorsitzender der Grünen, sagte: „An-
gesichts des Chaos' in der Bildungs-
politik der Union empfehle ich Herrn

Hauk, einen solchen Faktencheck in
der eigenen Partei durchzuführen.“

Abgesehen von dem Angebot zum
Faktencheck zog Hauk ein kritisches
Fazit zu einem halben Jahr grün-rote
Landesregierung. „Die Stellenver-
mehrung in den Ministerien geht un-
vermindert weiter und das auf Kosten
der Beamten“, sagte Hauk gleich zu
Beginn mit Blick auf die verschobene
Gehaltserhöhung bei den Beamten
und den noch drohenden Kürzungen.
Unter anderem kritisierte er die Erhö-
hung der Grunderwerbssteuer, die
Abschaffung der Studiengebühren
und den Streit in der Regierung um
Stuttgart 21. Grün-Rot sei eher „mit ei-
genen Problemen beschäftigt“ als mit
den Problemen des Landes. Bei der
Energiewende höre man zudem
„überraschend wenig“. Die CDU will
nun bis Jahresanfang ein eigenes Kon-
zept zum Umstieg auf Erneuerbare
Energien erstellen. Sckerl von den
Grünen sagte dazu: „Im Moment hat
die CDU nur das Niveau einer Mäkel-
opposition.“

CDU lädt Grün-Rot zum „Faktencheck“ ein
Parteien sollen über Gemeinschaftsschule diskutieren 

Von Stefanie Järkel
●

LEUTKIRCH (sz) - Die Schwäbische
Zeitung erhält beim größten eu-
ropäischen Zeitungs-Wettbewerb,
dem European Newspaper Award,
in zwei Kategorien Auszeichnun-
gen. Den „Award of Excellence“ in
der Kategorie „Visual Storytelling“
bekommt ein Beitrag aus Fried-
richshafen: Auf einer Doppelseite
hatte die Lokalredaktion das täg-
liche Verkehrschaos auf der Bun-
desstraße 31 und die dringend not-
wendige Umgehungsstraße zum
Thema gemacht. Anerkennung in
der Kategorie „Sonderseiten“ er-
fährt ein Beitrag der Schwäbischen
Zeitung über ein zugleich regiona-
les wie auch historisches Thema:

Vor 80 Jahren, im Juni 1931, hatte
das am Bodensee entwickelte und
gebaute Dornier-Großraumflugzeug
DO X den Atlantik überquert. Eine
für damalige Zeiten unerreichte
fliegerische Meisterleistung, die die
Schwäbische Zeitung zum Jahrestag
im Sommer 2011 in einer Kom-
bination von historischen Bildern,
erklärenden Texten und anspruchs-
voller Grafik würdigte. 

Der European Newspaper Award
gilt als der größte europäische
Zeitungswettbewerb. Der Zeitungs-
designer Norbert Küpper gründete
ihn 1999 und veranstaltet ihn. Ins-
gesamt haben in diesem Jahr 226
Zeitungen teilgenommen. 

Kurz berichtet
●

Schwäbische Zeitung gewinnt zwei Preise

Zusammenarbeit geregelt
LEUTKIRCH (sz) - Die bei Ravens-
burg angesiedelte Stiftung Liebenau
und die Diözese Rottenburg-Stutt-
gart haben nun ihre Zusammen-
arbeit geregelt. Im Mai 2009 hatte
der Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg entschieden, dass die
Stiftung Liebenau eine kirchliche
Stiftung des privaten Rechts auf
katholischer Grundlage ist und der
Aufsicht des Bischofs der Diözese
Rottenburg-Stuttgart untersteht. In
den vergangenen zweieinhalb Jah-
ren wurde ein Aufsichtskonzept
erarbeitet. Die entsprechenden
Dokumente sind Anfang Oktober in
beiden Gremien beschlossen wor-
den. Zuletzt hat sie Bischof Gebhard
Fürst unterzeichnet.

Häuser abgebrannt
TODTMOOS (lsw) - Beim Brand
zweier Schwarzwaldhäuser in Todt-
moos (Kreis Waldshut) ist am Mitt-
wochmorgen nach ersten Schät-
zungen der Polizei ein Schaden von
rund 300 000 Euro entstanden.
Verletzt wurde bei dem Feuer nie-
mand. Das Haus, in dem der Brand-
herd lag, fiel den Flammen komplett
zum Opfer. Beim angrenzenden
Haus beschädigten sie zwar nur das
Dach, das Gebäude ist laut Polizei
aber unbewohnbar. Die Brand-
ursache war zunächst unklar. 

Hilfe von Profilern
AUGSBURG (lby) - Knapp drei Wo-
chen nach dem Mord an einem
Augsburger Polizisten haben sich
die Ermittler Unterstützung bei
Profilern der Münchner Polizei
geholt. „Sie waren bei uns im Ein-
satz“, sagte gestern ein Sprecher. Zu
den Ergebnissen der Profiler-Arbeit
wollte er jedoch nichts sagen. Pro-
filer, die in Deutschland Fall-Ana-
lytiker genannt werden, rekon-
struieren Taten, indem sie vor-
handene Daten sammeln und ana-
lysieren. In der Nacht zum 28.
Oktober war ein Augsburger Poli-
zist nach einer wilden Verfolgungs-
jagd von Unbekannten erschossen
worden.

Korruptionsfall aufgedeckt
STUTTGART (lsw) - Von einem
größeren Korruptionsfall ist auch
die Autobahnmeisterei Herrenberg
(Kreis Böblingen) betroffen. Nach
Angaben der Staatsanwaltschaft
Stuttgart wird seit längerem gegen
zehn Verdächtige ermittelt. Die
Beschäftigten sollen auf Amts-
kosten Scheinrechnungen bezahlt
haben, zum Beispiel für Monteurs-
arbeit. Doch die Arbeit wurde nie
ausgeführt; stattdessen wurde zum
Beispiel eine Luxus-Kaffeemaschine
im Wert von 6000 Euro geliefert.
Mit Materialien aus der Autobahn-
meisterei sollen zudem Wohnungen
saniert worden sein. Den Schaden
bezifferte ein Polizeisprecher auf
rund 100 000 Euro.

In Brasilien eingetroffen
CURITIBA (dpa) - Baden-Württem-
bergs Ministerpräsident Winfried
Kretschmann will die Wirtschafts-
beziehungen zum Boomland Brasi-
lien stärken. Dazu traf der Grünen-

Politiker am
Mittwoch von
Argentinien
kommend zu
einem viertägig-
en Besuch in dem
größten südame-
rikanischen Land
ein. Den Auftakt
machte in Süd-
brasilien Curiti-
ba, das als öko-
logische Vor-
zeige-Stadt des

Landes gilt, und die Kretschmann
als „Zukunftsstadt“ bezeichnete, die
ökologische Tradition und pros-
perierende wirtschaftliche Entwick-
lung vereine.

Bud Spencer weiht Bad ein
SCHWÄBISCH GMÜND (lsw) - Mit
dem Bud-Spencer-Tunnel ist es
zwar nichts geworden – aber in
Schwäbisch Gmünd wird der Italo-
western-Held trotzdem nicht ver-
gessen. Am 2. Dezember kommt
Bud Spencer in die Stadt, um ein
Freibad auf seinen Namen zu tau-
fen. Die Stadtverwaltung hatte im
Internet über einen Namen für den
Tunnel abstimmen lassen. Daraus
entwickelte sich eine Kampagne:
Zehntausende Menschen votierten
am Ende für „Bud-Spencer-Tunnel“.
Doch der Gemeinderat entschied
sich, das neue Bauwerk „Gmünder
Einhorntunnel“ zu nennen.

EnBW-Deal wird geprüft
KARLSRUHE/STUTTGART (lsw) -
Fast ein Jahr nach dem EnBW-Deal
nimmt der baden-württembergische
Rechnungshof das Geschäft der
ehemaligen CDU-geführten Lan-
desregierung unter die Lupe. Die
Prüfer wollen unter anderem unter-
suchen, ob „vor dem Ankauf der
EnBW-Anteile durch das Land ein
rechtlich ordnungsgemäßes und
wirtschaftlich fundiertes Bewer-
tungsverfahren für diese Anteile
durchgeführt worden“ ist. Das teilte
der Rechnungshof am Mittwoch
mit. 

Kretschmann in
Südamerika. 

FOTO: DPA
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Auch Bayern wird von der Bundes-
wehrreform massiv getroffen: Fast
20 000 der 50 700 Dienstposten
sollen wegfallen. Drei Standorte
im Freistaat werden komplett
geschlossen, weitere werden
extrem reduziert. Das geht aus
dem Standortkonzept des Ver-
teidigungsministeriums hervor.
Drei Standorte – Fürstenfeldbruck,
Penzing und Kaufbeuren – werden
komplett geschlossen, in Kempten
bleiben nur sechs Stellen übrig.
Andere Standorte werden massiv
zusammengestrichen. Damit gibt
es im Freistaat künftig nur noch
31 000 Dienstposten. 
Die von der Bundeswehrreform
betroffenen Kommunen wollen
vom Bund und vom Freistaat
Unterstützung bei der Bewältigung
der Folgen erhalten. Der Bayeri-
sche Gemeindetag fordert Hilfs-
gelder und klare Zeitpläne für die
Aufgabe der Standorte. Die CSU im

Bundestag plädiert für eine ge-
meinsame Suche von Bund, Län-
dern und Gemeinden nach Hilfe für
die von Standortschließungen der
Bundeswehr betroffenen Gemein-
den. CSU-Landesgruppenchefin
Gerda Hasselfeldt, verkündet, sie
setze sich für passgenaue Lösun-
gen für die von Schließung be-
troffenen Standorte ein. Wenn die
Kommunen mit ihrer Ortskenntnis,
die Länder mit den Möglichkeiten
zur Wirtschaftsförderung und der
Bund mit der Erfahrung bei der
Umwandlung von Kasernen zu-
sammenstünden, „wird die Neu-
ausrichtung der Bundeswehr zu
einer Chance für alle betroffenen
Städte und Gemeinden“, betont
Hasselfeldt. „Jede betroffene Kom-
mune kann sich aber darauf ver-
lassen, dass der Freistaat sie in
dieser Situation nicht alleine las-
sen wird“, sagt Bayerns Minister-
präsident Horst Seehofer. (sz)

In Bayern gibt es bisher nur Versprechungen

freddy
Textfeld
SZ 17.11.2011




